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Die Aktivitäten der OSZE haben sich 1998/99 ausgeweitet,1 schwierige
Entscheidungen standen an, und das Klima litt zeitweise beträchtlich unter politi-
schen Spannungen, die sich in den Gremien und ihrer Arbeit widerspiegelten.

Da, herrschender Auffassung zufolge, die Arbeitsergebnisse der Jahre 1997 und
1998 den Zusammentritt der Staats- und Regierungschefs nicht rechtfertigten, hatte
es im Dezember 1998, zwei Jahre nach dem Gipfel in Lissabon, nur eine
Ministerratssitzung in Oslo gegeben. Dort hat man die einigermaßen befriedigende
Durchführung von Wahlen in Bosnien-Herzegowina mit Erleichterung registriert;
der Aufbau der „Kosovo-Verifizierungsmission" (KVM) war angelaufen. Die
Außenminister sahen für die Zukunft abermals einen Aufgabenzuwachs für die
OSZE voraus und stellten die Weichen für eine Stärkung der Funktionsvoraus-
setzungen (Erweiterung des Sekretariates, systematischere Aus- und Fortbildung
des Personals, vor allem der Mitarbeiter von Vor-Ort-Missionen).

Zum Projekt einer Europäischen Sicherheitscharta lagen Zwischenberichte vor,
und die Minister forderten den damit befaßten Ausschuß auf, die Arbeiten zu inten-
sivieren. Konsens über die Bezeichnung und über den Charakter zeichnete sich ab.
So kam es schon kurz vor der Ministerratstagung zum Entschluß, das nächste
Gipfeltreffen im Spätherbst 1999 abzuhalten. Nachdem Armenien sein Wider-
streben gegenüber Istanbul als Konferenzort schließlich aufgegeben hat, wird das
Treffen der Staats- und Regierungschefs am 2. und 3. Dezember 1999 in der türki-
schen Hauptstadt abgehalten werden; wie üblich finden vorher eine Überprüfungs-
konferenz (zur kritischen Rückschau auf die Arbeit, ab 20. September in Wien und
am 8. Oktober in Istanbul), sowie ein der direkten Gipfelvorbereitung dienendes
Treffen (ebenfalls in Istanbul, vom 11. bis 17. November) statt. Üblicherweise
kommt es in diesen Vorbereitungsphasen unter starkem Druck noch zu
Kompromissen in manchen bislang nicht konsensfähigen Fragen.

Kosovo: Eine Herausforderung - auch für die OSZE

Die OSZE hat sich bereits seit geraumer Zeit im Kosovo-Konflikt engagiert. Als die
Konfliktintensität ab Herbst 1997 zunahm, vor allem infolge der bewaffneten
Aktionen der „Kosovo-Befreiungsarmee" (UCIK), und insbesondere nachdem eine
Aktion der serbischen Sicherheitskräfte Anfang März 1998 Dutzende von
Zivilopfern gefordert hatte, brachte der amtierende OSZE-Vorsitzende sein Ent-
setzen zum Ausdruck, verlangte Bemühungen um eine friedliche Konfliktlösung,
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und bot die Mitwirkung der OSZE an.2 Ende März 1998 verurteilte der UNO-
Sicherheitsrat in seiner Resolution 1160 die Gewalteskalation und forderte die
Einleitung eines Dialoges, der zu einem verbesserten Status des Kosovo (mit einer
weitgehenden Autonomie) führen, dabei allerdings den Gebietsbestand der
Bundesrepublik Jugoslawien unangetastet lassen sollte. Zugleich wurde ein
Waffenembargo verhängt.3

Der Konflikt eskalierte jedoch weiter, es kam zur Massenflucht innerhalb des
Kosovo und in die Nachbarstaaten. Im September 1998 verabschiedete der Sicher-
heitsrat die Resolution 1199, ausdrücklich auf Kapitel VII der Charta Bezug neh-
mend, mit der Feststellung, Friede und Sicherheit in der Region seien bedroht. Der
Rat forderte die sofortige Einstellung der Feindseligkeiten, unverzügliche Maßnah-
men zur Vermeidung der sich abzeichnenden humanitären Katastrophe, den
Rückzug der die Zivilbevölkerung unterdrückenden Sicherheitskräfte und eine
internationale Überwachung der Entwicklung. Die sichere Rückkehr der Flücht-
linge und Vertriebenen sowie die Tätigkeit humanitärer Organisationen müsse
ermöglicht werden.4

Nach mannigfachen Bemühungen der UNO, der EU, der OSZE und der
Kontaktgruppe kam es am 13. Oktober 1998 zu einer Übereinkunft zwischen dem
serbischen Präsidenten Slobodan Milosevic und dem amerikanischen Sonder-
botschafter Richard Holbrooke über eine Reduzierung der Präsenz serbischer
bewaffneter Kräfte und über die Stationierung einer unbewaffneten „Kosovo-
Verifizierungsmission" (KVM) der OSZE, die vor allem die Einhaltung der Sicher-
heitsrats-Resolutionen durch die Bundesrepublik Jugoslawien überprüfen sollte.
Dies führte am 16. Oktober zu einem Abkommen zwischen dem Amtierenden Vor-
sitzenden der OSZE, Bronislav Geremek, und dem jugoslawischen Außenminister
Dragoslav Jovanovic. Der Sicherheitsrat stimmte dem Projekt Ende Oktober 1998
zu (Resolution 1203), der Ständige Rat der OSZE beschloß das entsprechende
Mandat auf die Dauer eines Jahres am 25. Oktober 1998: 2.000 „Verifyers" sollten
die Einhaltung der Waffenruhe, den Rückzug der serbischen repressiv agierenden
Sicherheitskräfte und die Einleitung eines Dialoges überwachen, die Rückkehr von
Flüchtlingen und Vertriebenen erleichtern, bei der Durchführung von Wahlen und
bei der Konstituierung von Selbstverwaltungsorganen behilflich sein und die
Achtung der Menschenrechte sowie die demokratische Entwicklung fördern. Die
Leitung der KVM sollte regelmäßig über den Gang der Dinge berichten.

Noch im Oktober 1998 begann die Stationierung, das Hauptquartier wurde in
Prishtina eingerichtet, Regionalzentren in Pec, Prizren, Kosovska Mitrovica und
Gnjiljane, sowie ein Verbindungsbüro in Belgrad. Später kam es zur Eröffnung von
Bezirksbüros. Von vorn herein war die heikle Lage der KVM klar; von der NATO
wurde in Makedonien eine „Extraction Force" stationiert, die im Notfall sofortige
Hilfe leisten bzw. die Missionsmitglieder außer Landes bringen sollte. Unter gro-
ßen Schwierigkeiten ging die Mission an ihre Aufgabe. Bereits die sichtbare
Präsenz im Krisengebiet bewirkte eine gewisse Zurückhaltung der konfrontations-
willigen Kräfte auf beiden Seiten, und bei den eingeschüchterten Bewohnern das
Gefühl, man sei doch nicht gänzlich verlassen.
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Am 1. Februar 1999 beschloß der Ständige Rat, Bemühungen um eine politische
Regelung zu unterstützen und - im Vertrauen auf eine erfolgreiche Lösung des
Konfliktes durch die Verhandlungen in Rambouillet - ein stärkeres Engagement der
OSZE in ihren bekannten Funktionsbereichen (Einleitung von Wahlen, Unter-
stützung beim Aufbau demokratischer Institutionen und bei der Einhaltung der
Menschenrechte) in Aussicht zu nehmen.

Schrittweise kam die Stärke der KVM dem Sollumfang nahe, zuletzt waren tat-
sächlich etwa 1.400 Personen aus nahezu 40 Ländern vor Ort. Einheimische Zivil-
angestellte wurden für die Abwicklung technischer Aufgaben gewonnen. Aber die
Entwicklung nahm keinen günstigen Verlauf. Die Mission berichtete, daß Serbien
immer mehr Truppen und Polizeieinheiten in den Kosovo verbrachte, die Flucht-
bewegung nahm zu statt zurückzugehen; an eine Rückkehr Vertriebener war nicht
zu denken. Mitte Januar 1999 kam es zu einem Massaker an 45 Zivilisten in Racak,
für das der KVM-Chef die serbische Seite verantwortlich machte, was sich später
auf Grund medizinischer Untersuchungen als gerechtfertigt erwies. Im Februar
nahmen terroristische Anschläge und Zusammenstöße zwischen serbischen Kräften
und der U£K weiter zu, gegen Monatsende erklärte der Chef der KVM, keine der
Seiten habe auch nur ein Minimum der Verpflichtungen erfüllt, statt dessen seien
gegenseitige Provokationen an der Tagesordnung.

Als das Scheitern der in Rambouillet und in Paris durchgeführten Bemühungen
um eine Verhandlungslösung erkennbar war, entschied am 19. März 1999 der
Amtierende Vorsitzende, die KVM sei unverzüglich abzuziehen, nachdem ihre
Tätigkeit von den serbischen Behörden zunehmend erschwert, die Zusammenarbeit
verweigert, und vor Ort da und dort ultimativ der Abzug verlangt worden war. Der
Abzug von 1.239 Mitarbeitern und 423 Fahrzeugen fand am 20. März innerhalb
von sieben Stunden statt. Die aus dem Kosovo selbst stammenden Zivilangestellten
wurden einem Ungewissen Schicksal überlassen.

Als am 24. März die NATO-Luftangriffe begannen, beschloß die - aus den
Vertretern Polens, Norwegens und Österrreichs bestehende - OSZE-Troika in
Wien, die nach Makedonien abgezogene Mission auf einen Kernbestand von etwa
250 Mitarbeitern zu reduzieren, die erstens über die KVM-Tätigkeit Berichte abfas-
sen und zweitens an die Planung und Vorbereitung künftiger OSZE-Aufgaben im
Kosovo gehen sollten. Ende März und Anfang April kehrten rund 1.000 Missions-
mitglieder vorübergehend in ihre Heimatländer zurück. Etwa 70 Mitarbeiter wur-
den zur Unterstützung humanitärer Aktionen (etwa des UN-Hochkommissariates
für Flüchtlinge und des Roten Kreuzes) nach Albanien verlegt, etwa gleich viele
Missionsmitglieder erfüllen humanitäre Hilfsaufgaben in Makedonien.

Rußland hatte nach dem Rückzug verlangt, das Mandat der Mission für beendet
zu erklären und alle Mitarbeiter nach Hause zu schicken, aber im Ständigen Rat gab
es dafür kaum Sympathie. Die herrschende Auffassung war, es sei besser, die
„Kerngruppe" zu halten, um zu gegebener Zeit rasch eine neue OSZE-Mission in
den Kosovo entsenden zu können (ähnlich wie ja auch die „Extraction Force" in
Makedonien dort und in Albanien humanitäre Aufgaben übernahm, aber von vorn
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herein als Kerngruppe für eine Kosovo-Besatzungstruppe (die spätere KFOR) in
Aussicht genommen wurde.

Die OSZE in Kroatien

Im Januar 1998 war die kroatische Souveränität über Ostslawonien wiederherge-
stellt worden. In das Gebiet strömten sowohl kroatische wie serbische Flüchtlinge,
die sich selbst als Vertreibungsopfer betrachteten, zurück. Die kroatischen
Behörden waren naturgemäß eher geneigt, den „eigenen Leuten" zu helfen. Das
machte die Aufgabe der schon 1996 eingerichteten OSZE-Mission in Kroatien hei-
kel. Sie ist mit 250 Mitgliedern bislang eine der größten OSZE-Missionen. Die
Zentrale hat ihren Sitz in der Hauptstadt Zagreb; Koordinationszentren gibt es in
Knin, in Vukovar und in Sisak, Außenstellen in 16 Städten.

Das Spektrum der Aufgaben ist breit: Unterstützung und Beobachtung der kroa-
tischen Politik (Gesetzgebung und Vollziehung) im Hinblick auf die Beachtung
internationaler Verpflichtungen, insbesondere in bezug auf die Rückkehr der
Flüchtlinge und Vertriebenen, auf den Schutz ihrer Rechte; Einhaltung demokrati-
scher Standards, Funktionsweise der kommunalen Selbstverwaltung; erforderli-
chenfalls Empfehlung geeigneter Maßnahmen an die kroatischen Behörden, regel-
mäßige Berichterstattung an den Ständigen Rat. Bis Mitte Oktober 1998 nahm die
UNO noch durch eine „UN Police Support Group" Einfluß auf das kroatische
Management von Recht und Ordnung; seither hat die OSZE auch diese Aufgabe
übernommen, mit Hilfe von 120 zusätzlichen Mitarbeitern, die der einheimischen
Polizei unterstützend und beobachtend zur Seite stehen.

Der Missionschef, Botschafter Tim Guldimann, berichtete immer wieder über
Unzulänglichkeiten, aus denen auf ein Zögern Kroatiens zur gleichberechtigten
Wiedereingliederung zurückkehrender Serben zu schließen war. Seine Mahnungen
fruchteten wenig, so daß beispielsweise im Februar 1999 eine hochrangige
Delegation aus Vertretern der OSZE, der UNO und des Europarates gegenüber
Präsident Franjo Tudjman und Regierungsvertretern Kritik und Besorgnis unter-
breitete, namentlich über die Behandlung rückkehrwilliger Flüchtlinge, über das
Wahlrecht und über die unzulängliche Medienfreiheit.

OSZE-Missionen in Weißrußland und der Ukraine

Ein seit langem schwelender Verfassungskonflikt beschäftigt die OSZE-Mission in
Weißrußland. Vor Jahren hatte Präsident Lukaschenko das Parlament für aufgelöst
erklärt; die demokratisch gewählten Abgeordneten, die auch weiterhin in der Parla-
mentarischen Versammlung der OSZE präsent sind, erkannten das nicht an. Nach
Ablauf der Legislaturperiode kündigten die Parlamentarier Neuwahlen an; dies
wurde von der Regierung für illegal erklärt, der Vorsitzende des Wahlausschusses
wurde Anfang März 1999 festgenommen. Das Ersuchen des OSZE-Missionschefs
um Besuchserlaubnis wurde abgelehnt, schließlich wurde der Festgenommene nach
entwürdigender Behandlung wieder freigelassen. Die Entsendung von Wahl-
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beobachtern anläßlich der Kommunalwahlen Anfang April lehnte die OSZE ab, da
das zugrundiegende Wahlrecht den OSZE-Standards nicht entspreche.

Probleme eigener Art gab es auch in bezug auf die OSZE-Präsenz in der Ukraine.
Die Regierung möchte das Mandat der OSZE-Mission nicht verlängern (mit dem
Argument, die Stationierung bringe zum Ausdruck, daß es sich um ein Land mit
Schwierigkeiten oder Anormalitäten handelt; vielleicht spielt dabei auch eine Rolle,
daß der Europarat der Ukraine mit dem Ausschluß gedroht hat, weil die Regierung
bestimmten bei der Aufnahme übernommenen Verpflichtungen nicht angemessen
nachkomme). Die Mehrheit der Teilnehmerstaaten hält eine fortgesetzte Präsenz für
angebracht. Kiew hat daraufhin ziemlich ungewöhnlich wirkende Anregungen
unterbreitet, nämlich daß in Prag oder Wien ansässige OSZE-Institutionen in die
ukrainische Hauptstadt übersiedeln sollten. Inzwischen soll in vertraulichen
Konsultationen eine für alle Beteiligten akzeptable Lösung des Problems gefunden
werden.

Weitere Aktivitäten vor Ort

Zahlreiche Missionen wurden fortgesetzt, und eine ganze Reihe von
Sonderbeauftragten, zum großen Teil mit dem Status eines „persönlichen Vertreters
des Amtierenden Vorsitzenden", nahmen ihre Aufgaben weiterhin wahr.

Das betrifft zunächst die mehr oder weniger umfangreichen OSZE-Missionen
und Vor-Ort-Teams, in Albanien („Assistance Group"), in Bosnien-Herzegowina, in
Estland und Lettland, in Makedonien, in Moldawien, in Tadschikistan, in Tsche-
tschenien und in der Ukraine. In unterschiedlicher Gewichtung versuchten die
OSZE Vertreter einen Spannungsabbau zwischen Regierung und Opposition (oder
separatistischen Kräften) zu fördern, dem Wiederaufflammen von Feinseligkeiten
entgegenzuwirken, Beiträge zur demokratischen Entwicklung, zur Stärkung rechts-
staatlicher Institutionen und zur Förderung einer entsprechenden politischen Kultur
zu leisten.

Besonders umfangreich sind nach wie vor Aufgaben und Ausstattung der
Mission in Bosnien-Herzegowina (200 internationale Mitarbeiter, ohne die einhei-
mischen Angestellten, mit dem Hauptquartier in Sarajewo, Regionalzentren in
Banja Luka, Mostar, Sarajewo und Tuzla, einem Zentrum in Brcko sowie 23
Dienststellen quer über das Land). Was Bosnien-Herzegowina betrifft, so obliegt
der OSZE auch die Durchführungskontrolle der in Dayton vereinbarten Abkommen
über Vertrauensbildende Maßnahmen und Rüstungskontrolle. Sie betreffen einer-
seits die Bestandteile des Gebildes „Bosnien-Herzegowina" selbst (Kroatisch-mus-
limische Föderation, Republika Srpska), andererseits die Staatengruppe Bosnien-
Herzegowina, Bundesrepublik Jugoslawien und Republik Kroatien. Zuständig ist
als Beauftragter des Amtierenden Vorsitzenden Generalleutnant Carlo Jean. In
Dayton war auch ein umfassenderes Rüstungskontrollabkommen für die Region
vorgesehen worden, die Verhandlungen darüber waren des längeren verschoben
worden (einerseits weil erst die erfolgreiche Implementation der anderen beiden
Vereinbarungen beobachtet werden sollte, andererseits wegen der Zuspitzung des
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Kosovo-Konfliktes). Immerhin wurde in einem Kreis von 20 Staaten (solchen die
zur Region gehören, aber auch anderen interessierten Staaten, z. B. den Mitgliedern
der Jugoslawien-Kontaktgruppe) bereits 1998 über das Verhandlungsmandat der
Konferenz diskutiert, die Angelegenheit liegt in den Händen eines Sonder-
beauftragten des Amtierenden OSZE-Vorsitzenden, Botschafter Henry Jacolin. Nun
wird es wohl in absehbarer Zeit zu den Verhandlungen kommen. Insgesamt hat sich
das Regime der Militärkooperation stabilisiert, obschon die Gesamtlage in
Bosnien-Herzegowina nach wie vor Sorgen macht (was unter anderem die
Absetzung des Präsidenten der Republika Srpska, Nicola Poplasen, durch den
Hohen Repräsentanten Carlos Westendorp Anfang März 1999 belegt hat).

Zu den kleineren OSZE-Dienststellen „vor Ort" gehören neben den Missionen in
der Ukraine (nur noch vier Mitglieder) und Duschanbe (Tadschikistan) auch die
Verbindungsbüros in Taschkent (Usbekistan, zugleich Verbindungsstelle für ganz
Zentralasien), Almaty (Kasachstan), Aschabad (Turkmenistan) und Bischkek
(Kyrgistan). In der Einrichtung und der Arbeit dieser Büros kommt das Interesse an
einer intensiveren Anbindung der zentralasiatischen Staaten an den OSZE-Raum
zum Ausdruck.

Zudem gab es „vor Ort" zahlreiche Bemühungen der „stillen Diplomatie",
namentlich durch den Hohen Kommissar für Nationale Minderheiten, Max van der
Stoel, sowie mannigfache Aktivitäten des Büros für Demokratische Institutionen
und Menschenrechte (unter Leitung von Botschafter Gerard Stoudmann), in Gestalt
von Wahlbeobachtungen, Konferenzen und Seminaren, sowie auch Konsultationen
des Medienbeauftragten der OSZE, Freimut Duve. Wichtig waren auch Besuche
des Amtierenden Vorsitzenden in vielen Teilnehmerstaaten, sowie z. B. in Belgrad.

Auf dem Weg nach Istanbul: Das Projekt der „Europäischen Sicherheitscharta"

Die im Anschluß an den Budapester Gipfel begonnenen Arbeiten an einem
„Europäischen Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert"5 haben inzwischen zur
Arbeit an einer „Charta der Europäischen Sicherheit" mit einer Reihe verheißungs-
voll klingender Vorstellungen und Vorschläge geführt:

- Die bisherigen KSZE/OSZE-Glaubensbekenntnisse bleiben unangetastet gültig,
aber einige neue Leitbegriffe für die Errichtung eines verbesserten
Sicherheitssystems in Europa werden präsentiert und erläutert: „Echte Partner-
schaft", „Solidarität", „Förderung gemeinsamer Werte", „Zusammenstehen um
die Isolation irgendeines Teilnehmerstaats zu verhindern", „Schaffung eines
ungeteilten Sicherheitsraums auf der Basis der Achtung der Demokratie, der
Rechtsstaatlichkeit, der Menschenrechte und Grundfreiheiten".

- Die Staaten sollen ausdrücklich ihre Verantwortung - voreinander sowie vor
ihren Bürgern - für die Einhaltung und Durchführung aller OSZE-
Verpflichtungen bekräftigen und einander bei der Bewältigung von Umsetzungs-
schwierigkeiten behilflich sein. Im Falle von massiven Verstößen, insbesondere
bei Gewaltandrohung oder -anwendung, soll dem Betroffenen solidarisch
Unterstützung gewährt werden. Umstritten sind im Kontext dieser Solidaritäts-
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klausein einerseits der Vorschlag, daß von den Teilnehmerstaaten in solchen
Fällen auch Möglichkeiten der Koordinierung von OSZE-Aktionen mit dem
Handeln anderer Organisationen wahrgenommen werden sollen, die mit der
Sicherheit im OSZE-Raum befaßt sind, sowie andererseits die Frage, ob und wie
solidarische Unterstützung auch in Fällen des Zusammenbruchs der inneren
Ordnung eines Staates Platz greifen soll. Die Skeptiker befürchten in bezug auf
das erste Projekt, daß sozusagen die Tür zur Übernahme entsprechender
Funktionen beispielsweise durch die NATO geöffnet wird, und in bezug auf das
zweite Projekt einen Freibrief für Interventionen.

- Im Hinblick auf die Vieldimensionalität der Sicherheitsprobleme ist das koordi-
nierte Zusammenwirken aller relevanten Organisationen und Institutionen uner-
läßlich; hierzu will die OSZE in Gestalt einer „Plattform kooperativer Sicher-
heit" die Basis und ihre Dienste zur Verfügung stellen, ausdrücklich im Zeichen
von Flexibilität und zur besseren Nutzung der jeweiligen Stärken der beteiligten
Organisationen, jedoch unter Ablehnung jeder Über- und Unterordnung in deren
Verhältnis zueinander. Eine entsprechende Einladung soll Organisationen unter-
breitet werden, deren Mitglieder die Prinzipien und den Geist der OSZE-
Zusammenarbeit bejahen und zum partnerschaftlichen Miteinander bereit sind.
Zunächst denkt man an Kontakte und Dialogprozesse, für die Zukunft auch an
gemeinsames Reagieren auf Krisen.

- Die eigenen Hauptaufgaben der OSZE sollen im Bereich der Vertrauens- und
Sicherheitsbildenden Maßnahmen (VSBM) und der Rüstungskontrolle sowie in
der Prävention und der friedlichen Beilegung von Streitfällen liegen, sowie auch
weiterhin auf den Gebieten der Früherkennung von Spannungen, der Konflikt-
verhütung, des Krisenmanagements und der Bewältigung von Folgen beendeter
Konflikte.

- Eine neue Priorität soll, nach den Erfahrungen in Albanien und Jugoslawien, die
Förderung und Anleitung demokratisch-rechtsstaatlicher Polizeikräfte erhalten,
möglicherweise auch die zeitweise Übernahme von Polizeifunktionen durch
eigene Kräfte.

- Auch die Mitwirkung an „Peacekeeping"-Aktionen will sich die OSZE weiter-
hin vorbehalten, allerdings in erster Linie in Form der Übernahme „ziviler"
Aufgaben, wie der Sorge um den Menschenrechts- und Minderheitenschutz,
Polizeiaufgaben etc.; denkbar ist jedoch auch die Durchführung von Ent-
waffnungsaktionen .

- Besonders fördern will die OSZE die verstärkte Zusammenarbeit (sub)regiona-
ler Gruppierungen von Teilnehmerstaaten (beispielsweise von Nachbarstaaten
mit bislang problematischen Beziehungen zueinander) und die Verknüpfung sol-
cher Bemühungen mit der gesamteuropäischen Sicherheitsentwicklung.

Zur Einschätzung solcher Vorschläge muß man beachten, daß die „Charta" keinen
rechtsverbindlichen Status erhalten, sondern lediglich ein „politischer" Text sein
soll. Erst recht ist keine Rede mehr von den Ideen, die seinerzeit Rußland mit dem
Projekt verband, etwa von der Errichtung eines Exekutivkomitees nach dem Muster
des UNO-Sicherheitsrates.
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Die Charta wird also die OSZE nur in Grenzen zur Übernahme größerer sub-
stantieller Sicherheitsverantwortung befähigen. Das wird noch klarer, wenn man
eine Reihe von Umständen mitbedenkt:

- In Istanbul soll auch eine Neufassung des zuletzt 1994 revidierten VSBM-
Dokumentes vorgelegt werden; aber man hört immer wieder Klagen über die
mangelnde „Allwettertauglichkeit" des Regimes: in Krisen- und Konflikt-
situationen gebe es zu wenig her.

- Was die friedliche Streitschlichtung betrifft, so hat die OSZE schon 1992 einen
Vergleichs- und Schiedshof errichten wollen (in Kraft trat die Konvention 1994).
In Anspruch genommen wurde die Einrichtung noch kein einziges Mal.

- Die Früherkennung von Konflikten ist zuweilen von geringem Wert: daß es zum
Bosnien-Herzegowina-Konflikt und später zum Kosovo-Konflikt kommen
würde, war Jahre vor dem Ausbruch klar - der Nutzen der Erkenntnis blieb
gering.

- Zur Aufnahme selbständiger „Peacekeeping"-Operationen in das eigene
Aktivitätenprofil hatte sich die KSZE schon 1992 entschlossen - zu einer
Durchführung kam es nie. Im Fall des Konfliktes um Nagorny-Karabach gab es
vor Jahren umfangreiche Vorbereitungen - und dabei blieb es.

- Mitgewirkt hat die OSZE freilich ausgiebig an der Friedensstabilisierung - in
Bosnien-Herzegowina, in Ostslawonien, in Moldawien und in der Kaukasus-
Region, nicht zu reden von der KVM. Aber meist lag die Hauptverantwortung,
vor allem in brisanten Phasen, in anderen Händen, oder es ging ohnehin um ein
arbeitsteiliges Zusammenwirken mit anderen Organisationen und Einrichtungen.

Die OSZE wird auch weiterhin wichtige Funktionen erfüllen; die führende Rolle im
europäischen Sicherheitssystem wird sie jedoch auch nach der Annahme der
„Sicherheitscharta" kaum spielen können.
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